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Aufgabenbereich Bahninfrastrukturfonds 

1. Ist-Zustand 

Mit der am 1.1.2016 in Kraft getretenen Vorlage zur Neuregelung der Finanzierung und 
den Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) wurde in der Bundesverfassung verankert, 
dass der Bund (weiterhin) die Hauptlast der Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur 
trägt und die Kantone sich angemessen an der Finanzierung beteiligen. Die Finanzie-
rung des Betriebs und Substanzerhalts sowie des Ausbaus der gesamten Bahninfra-
struktur (SBB und Privatbahnen) erfolgt über den unbefristeten Bahninfrastrukturfonds 
(BIF).  

Der Bund hatte während der Vernehmlassung zu FABI verschiedene Varianten der Auf-
gabenteilung und Finanzierung mit den Kantonen diskutiert. In der Botschaft ans Parla-
ment schlug der Bundesrat daraufhin vor, dass der Bund die Bahninfrastruktur der SBB 
und der Privatbahnen allein finanzieren soll. Im Gegenzug sollten die Kantone alle Publi-
kumsanlagen (Bahnhöfe) der SBB und der Privatbahnen auf ihrem Gebiet finanzieren. 
Diese Variante scheiterte in der parlamentarischen Beratung und stattdessen wurde ein 
pauschaler Kantonsbeitrag von 500 Millionen Franken (indexiert) an die Infrastruktur be-
schlossen. Damit wurde den Kantonen die Gestaltungsfreiheit im Bereich der Publi-
kumsanlagen weitgehend entzogen. 

1.1. Regelungskompetenz 

Der Bund verfügt im Bereich der Eisenbahn und weiterer Verkehrsträger über eine um-
fassende Gesetzgebungskompetenz, die auch die Regelung des Vollzugs und der Fi-
nanzierung mitumfasst (Art. 87 BV). Mit der FABI-Vorlage wurde u.a. die Verfassungs-
bestimmung von Art. 87a BV neu eingeführt, die den Bund ausdrücklich als Hauptfinan-
zierer der Bahninfrastruktur bezeichnet (Art. 87a Abs. 1 BV). Im Eisenbahngesetz (EBG) 
und der Verordnung über die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninf-
rastruktur (KPFV) ist insbesondere die Bundeszuständigkeit für die Ziele und langfristige 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_87
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_87_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1958/335_341_347/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/697/de
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Planung des Infrastrukturausbaus im Personen- und Güterverkehr geregelt. Die Kan-
tone sind für die regionale Angebotsplanung zuständig. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Das Schienennetz der Schweiz umfasst heute rund 5300 km Normalspur-, Schmalspur- 
und Zahnradstrecken. Verantwortlich für den Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der 
Eisenbahninfrastruktur in der Schweiz sind rund 35 Infrastrukturbetreiberinnen (ISB). 
Die SBB Infra ist die grösste Bahninfrastrukturbetreiberin und für rund 60% des Ge-
samtnetzes der Schweiz zuständig.  

In der Infrastrukturplanung der Eisenbahnen kommt dem Bund (BAV) die Prozessführer-
schaft zu. Zur Sicherstellung einer langfristigen Planung wurde ein strategisches Ent-
wicklungsprogramm (STEP) eingeführt, das in einzelne Ausbauschritte unterteilt ist. Das 
Bundesparlament beschliesst periodisch über die Ausbauschritte und legt neben den 
Massnahmen auch den zur Verfügung stehenden Verpflichtungskredit fest. 

Die Kantone wirken bei der Gesamtplanung in kantonsübergreifenden Planungsregio-
nen mit und geben ihre Angebotsvorstellungen beim regionalen Personenverkehr in den 
STEP-Prozess ein. Bezüglich Planung der Eisenbahninfrastruktur haben die Kantone 
keine Entscheidungskompetenzen. 

Projektierung und Realisierung der vom Parlament beschlossenen Ausbaumassnahmen 
werden in Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem UVEK und den ISB geregelt. Das 
EBG sieht die Möglichkeit vor, dass Kantone oder Dritte bereits beschlossene Massnah-
men vorfinanzieren oder zusätzliche bzw. alternative Massnahmen selbst finanzieren, 
falls diese mit dem angestrebten Angebotskonzept des Bundes kompatibel ist. 

Für den Betrieb und Substanzerhalt werden dem Parlament mit separater Botschaft 
vierjährige Zahlungsrahmen beantragt. Der Bund regelt die zu erbringenden Leistungen 
und die dafür vorgesehenen Abgeltungen und Darlehen in vierjährigen Leistungsverein-
barungen mit den ISB. 

1.3. Finanzierung 

Über den BIF werden sämtliche Kosten der Bahninfrastruktur (exkl. Feinerschliessung, 
touristische Bahnen) finanziert, d.h. sowohl der Betrieb und den Substanzerhalt der be-
stehenden Eisenbahninfrastruktur als auch den weiteren Ausbau. Dabei werden alle 
Bahnanlagen erfasst (inkl. Privatbahnen). Die Mittel des BIF haben laut Gesetz vorran-
gig den Bedarf für den Betrieb und den Substanzerhalt sicherzustellen (Art. 4 Abs. 2 
BIFG). Das Gesetz legt allerdings keinen Verteilschlüssel der Finanzmittel zwischen 
Substanzerhalt und Ausbau fest. Im Jahr 2024 wurden zuletzt rund 3,9 Milliarden Fran-
ken für den Betrieb und Substanzerhalt (≈ 80%) und 0,9 Milliarden Franken für den Aus-
bau (≈ 20%) aufgewendet.  

Der BIF ist ein rechtlich unselbständiger, unbefristeter Fonds mit eigener Rechnung und 
wird mit folgenden Mitteln alimentiert: 

• höchstens zwei Drittel des Reinertrags der Schwerverkehrsabgabe; 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/107/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/107/de#art_4
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• ein Mehrwertsteuer-Promille; 

• 2% der Einnahmen aus der direkten Bundessteuer der natürlichen Personen; 

• 2,3 Milliarden Franken aus dem allgemeinen Bundeshaushalt, die der Entwick-
lung des realen Bruttoinlandprodukts und der Teuerung angepasst werden 

• Kantonsbeiträge in der Höhe von rund 500 Millionen Franken (ab 2019 an Teue-
rung und reales Wirtschaftswachstum angepasst). 

Darüber hinaus werden dem BIF folgende Mittel befristet zugewiesen: 

• ein zusätzliches Mehrwertsteuer-Promille (bis längstens 2030); 

• 9% des Reinertrages der zweckgebundenen Mineralölsteuer (bis zur vollständi-
gen Rückzahlung der Bevorschussung), maximal jedoch 310 Millionen Franken 
zum Preisstand 2014. 

Die Einlage in den BIF betrug im Jahr 2024 knapp 5,9 Milliarden Franken, davon wurden 
knapp 3 Milliarden Franken aus dem allgemeinen Bundeshaushalt finanziert und rund 
2,3 Milliarden Franken stammen aus den zweckgebundenen Bundeseinnahmen.  

Die Einlage der Kantone betrug im Jahr 2024 rund 623 Millionen Franken. Der Kantons-
beitrag wurde mit der FABI-Vorlage beschlossen. Im Gegenzug wurden die Kantone von 
der vor dem BIF geltenden Verbundfinanzierung der Privatbahn-Infrastruktur im Umfang 
von rund 300 Millionen Franken pro Jahr entlastet. Ziel war es, die Aufgabenteilung 
möglichst weitgehend zu klären und die Finanzflüsse zu vereinfachen. Der Beteiligungs-
schlüssel (t) pro Kanton richtet sich nach den bestellten Zugskilometer und der beste-
henden Nachfrage in Personenkilometern im Regionalverkehr (t-2). Den höchsten Anteil 
tragen die Kantone Zürich (24%) und Bern (15%). 

Kostenentwicklung 

Beim BIF zeichnet sich in den kommenden Jahren ein finanzieller Engpass ab. Primäre 
Gründe hierfür sind ein stetig steigender Bedarf für den Substanzerhalt (z.B. Teuerung, 
Instandhaltung von bereits realisierten Ausbauprojekten, Ersatz Sicherungsanlagen, 
usw.), Verzögerungen und Mehrkosten bei den beschlossenen Ausbauprojekten sowie 
eine Vielzahl von Bedürfnissen an neue Bahninfrastrukturen. Ausbauten sind weiterhin 
möglich, das Tempo des Ausbaus und die Menge zusätzlich möglicher Projekte sind je-
doch – auch in Anbetracht des dadurch steigenden Substanzerhalts – neu auszurichten. 
Das UVEK hat die ETH Zürich deshalb im Januar 2025 beauftragt, die geplanten Aus-
bauprojekte zu überprüfen und zu priorisieren (Projekt «Verkehr ’45»). Parallel werden 
vom UVEK Varianten geprüft, die zusätzliche Einnahmen für den BIF vorsehen.  

Gleichzeitig ist anzumerken, dass die BIF Einlage aus dem laufenden Bundeshaushalt 
im Rahmen der Finanzsituation gekürzt wurde und eine zeitlich begrenzte Finanzierung 
des Güterverkehrs (2026 bis 2033) aus dem BIF finanziert wird.  
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Abbildung 1. Entwicklung Einlagen BIF 

 

 
Abbildung 2. Entwicklung Entnahmen BIF 

1.4. Herausforderungen 

Die Abwicklung der Kantonsbeteiligung generiert nur einen untergeordneten administra-
tiven Aufwand. Nichtsdestotrotz könnte eine Vereinfachung erzielt werden, wenn die 
Kantonsbeteiligung wegfallen würde.  
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Die pauschale Kantonseinlage widerspricht dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz, 
da die Kantone trotz Mitfinanzierung nicht über eine formelle Entscheidkompetenz zum 
Ausbau der Eisenbahninfrastruktur verfügen – abgesehen von ihrem nicht unerhebli-
chen Einfluss im Parlament. Darüber hinaus besteht kein direkter Konnex zwischen der 
Kostenbeteiligung der einzelnen Kantone und dem Angebots- und Infrastrukturausbau, 
da der Beteiligungsschlüssel der Kantone sich nach den bestellten Zugkilometer im RPV 
und der Nutzung des Angebots richtet. Indirekt ermöglichen neuen Infrastrukturen je-
doch häufig einen Ausbau des regionalen Angebots und dürften demnach mit zusätzli-
chen bestellten Zug- und Personenkilometer einhergehen.  

Auch aus Sicht des Subsidiaritätsprinzips könnte die heutige Aufgabenteilung in 
Frage gestellt werden, da der Bund als Hauptfinanzierer auch die Kosten von Infrastruk-
turen von rein regionaler Bedeutung trägt, deren Finanzierung bei geeigneter Abgren-
zung auch von den Kantonen allein getragen werden könnten. Der Bundesrat wollte an-
lässlich der Bahnreform 2 die Zuständigkeiten für das Bahnnetz aufgrund funktionaler 
Kriterien neu ordnen (Bund=Grundnetz; Kantone=Ergänzungsnetz). Diese Vorlage 
wurde seinerzeit aber vom Parlament zurückgewiesen, u.a. weil eine aktivere Rolle des 
Bundes gewünscht wurde und bei der funktionalen Abgrenzung Interpretationsspielraum 
besteht. 

Die fehlende Übereinstimmung zwischen Nutzniesser (teilweise regional/kantonal) und 
Kostenträger (Hauptfinanzierer Bund, «fixer» Kantonsanteil ohne Konnex zum Ausbau) 
kann zu hohen Forderungen führen, die falsche oder nicht-prioritäre – wenn auch im 
Bundesparlament erwünschte – Projekte zu Folge haben können. Zudem überstei-
gen die Vorstellungen zur Angebotsentwicklung, die hauptsächlich im Zuständigkeitsbe-
reich der Kantone liegt, zeitweise die Kapazität der Infrastruktur und führen zu einem zu-
sätzlichen Stabilisierungsbedarf (Kosten) in der Infrastruktur. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat folgende Varianten diskutiert und geprüft: 

- Zentralisierung  

- Funktionale Trennung  

- Anpassung Status Quo: Kantone finanzieren Mehrkosten von Ausbauprojekten 

 

Die Abbildung zeigt den Grad der Entflechtung des Status Quo und der Varianten. Zur 
Erläuterung: Links sind die Kantone und rechts der Bund allein zuständig (vollständige 
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Entflechtung). Dazwischen handelt es sich um Verbundaufgaben mit unterschiedlicher 
Beteiligung der Kantone resp. des Bundes. 

Eine Dezentralisierung wurde von der Arbeitsgruppe nicht geprüft. Eine Übernahme der 
gesamten Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur durch die Kantone, würde 
deren Kraft aus Sicht der Arbeitsgruppe übersteigen. Zudem erachtet die Arbeitsgruppe 
eine kantonale Finanzierung der nationalen Hauptlinien als systemfremd. 

2.1. Zentralisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

Der Bund ist neu für die gesamte Finanzierung der Bahninfrastruktur zuständig; die Kan-
tonsbeiträge fallen weg. Der Planungsprozess wird gemäss der heutigen Regelung bei-
behalten, die Kantone wirken weiterhin in kantonsübergreifenden Planungsregionen mit. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Anpassung Art. 87a Abs. 3 BV, Art. 49 Abs. 2 und Art. 57 EBG sowie nachgelagerte An-
passungen der KPVF. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Mittel von 0,6 Milliarden Franken würden im Rahmen der neutralen Globalbilanz des 
Projekts Entflechtung 27 von den Kantonen zum Bund verschoben. Bei der Aufgabener-
füllung ist nicht mit einer Entlastung zu rechnen, da der administrative Aufwand für die 
Kantonseinlage sehr gering ist.  

2.1.4. Bewertung 

Die Variante führt gegenüber dem Status Quo nur zu geringfügigen Änderungen in Be-
zug auf die Bewertungskriterien. Unter der Annahme, dass die Kantone über keine ef-
fektiven Entscheidungskompetenzen verfügen, wird die fiskalische Äquivalenz durch 
eine Abschaffung des Kantonsbeitrags gestärkt. Werden hingegen die kantonalen Ein-
flussmöglichkeiten im Parlament sowie den regionalen Nutzen der Ausbauprojekte stär-
ker gewichtet, führt diese Variante eher zu einer Schwächung der fiskalischen Äquiva-
lenz. Die bereits im aktuellen System bestehenden Fehlanreize für nicht prioritäre Pro-
jekte und Sonderwünsche wird bei einem vollständigen Verzicht auf die Mitfinanzierung 
der Kantone nicht abgebaut. 

Die Variante hat keinen Einfluss auf die Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung 
und ist aus Sicht der Arbeitsgruppe insgesamt etwa gleichwertig mit dem Status Quo. 
Sie würde für die Kantone aber zu einer finanziellen Entlastung führen und könnte als 
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Ausgleichsmasse in die Globalbilanz einfliessen – unter der Annahme, dass die Kan-
tone im Entflechtungsprojekt ansonsten eher mehr finanzielle Verantwortung überneh-
men als abgeben.  

2.2. Funktionale Trennung 

2.2.1. Stossrichtung 

Die Ausgaben für den Ausbau und den Substanzerhalt des Streckennetzes werden 
durch den Bund getragen. Die Kantone sind neu für die Finanzierung der Publikumsan-
lagen auf ihrem Gebiet zuständig. Dies betrifft die Abgeltung der Betriebskosten, den 
Substanzerhalt und die Erweiterungen der Publikumsanlagen in allen Bahnhöfen sowohl 
der SBB wie der Privatbahnen. Darunter fallen Perronkörper, Perrondächer, Unter-
/Überführungen, Treppen/Rampen, Rolltreppen/Lifte, Perron-Möblierung (inkl. Wartehal-
len-Ausrüstung, Beleuchtung, Uhren, Signaletik, Kundeninformation). Bei einer Vertie-
fung dieser Variante müsste die genaue Abgrenzung analysiert werden. Zudem wäre zu 
klären wie mit Erträgen aus Immobilien umgegangen wird. 

Die Kantone sind bei dieser Variante nicht mehr davon abhängig, dass der Bund ein 
Projekt in den Bahnausbauschritt aufnimmt und das Parlament der Finanzierung für die 
Realisierung von Publikumsanlagen zustimmt. Sie sind für die Ausgestaltung der Publi-
kumsanlagen sowie für die Leistungsvereinbarungen und Umsetzungsvereinbarung mit 
der SBB zuständig. Die Kantone müssen sich allerdings weiterhin an die rechtlichen 
Vorgaben des Bundes halten (z.B. sicherheitsrelevante Aspekte). 

Die Kantone wirken bei der Gesamtplanung des Streckennetzes weiterhin in kantons-
übergreifenden Planungsregionen mit. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Es ist keine Änderung der Bundesverfassung nötig. Diverse Anpassungen in Kapitel 5a 
«Ausbau Infrastruktur» und Kapitel 6. «Finanzierung der Infrastruktur» oder ggf. Kapitel 
8. «Trennung von Verkehr & Infrastruktur» des EBG möglich sowie nachgelagerte An-
passung der KPFV. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Bei der FABI-Vorlage wurden die Kosten für die Betriebsabgeltungen und Investitions-
beiträge für Publikumsanlagen auf 470 Millionen Franken geschätzt. Die Differenz zum 
aktuellen Kantonsbeitrag wird in der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 
berücksichtigt. 
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Im Gegensatz zum aktuellen Kantonsbeitrag wäre die Kantonsbeteiligung künftig nicht 
mehr von den bestellten Zugskilometern und der bestehenden Nachfrage in Personenki-
lometern im Regionalverkehr abhängig, sondern von den Publikumsanlagen. Dies dürfte 
zu Verschiebungen bei der finanziellen Belastung zwischen den Kantonen führen.  

2.2.4. Bewertung 

Die Variante führt tendenziell zu einer Stärkung der Subsidiarität und der fiskalischen 
Äquivalenz bei Projekten, die einen klaren Bezug zu einem einzigen Kanton haben. 
Diese Projekte stellen jedoch eine Minderheit dar. Bei Projekten, bei denen sich der Nut-
zen räumlich nicht gut eingrenzen lässt und die Möglichkeit eines interkantonalen Las-
tenausgleichs übersteigen, wird die fiskalische Äquivalenz eher geschwächt. Negativ 
wirkt sich auf die fiskalische Äquivalenz ebenfalls aus, dass der Bund nach wie vor 
rechtliche Vorgaben bezüglich Anforderungen an die Infrastruktur machen, aber keine 
Kosten mehr tragen würde. 

Die Effizienz dürfte aufgrund der zusätzlichen Koordination zwischen Bund und Kanto-
nen und den unterschiedlichen politischen Entscheidungsinstanzen abnehmen. Auch 
die Effektivität der Bahninfrastruktur könnte schlechter ausfallen, wenn Projekte nicht 
mehr aus einer Gesamtsicht betrachtet werden (Bahnhof ohne Strecke bzw. Strecke 
ohne Bahnhof). Zudem besteht das Risiko, dass trotz Ausgleich in der Globalbilanz je 
nach Verteilkampf in den Kantonen Mittel von den Publikumsanlagen wegpriorisiert wer-
den. Dies würde die Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems schwächen. 

Die Variante überzeugt die Arbeitsgruppe aufgrund der Umsetzungsschwierigkeiten und 
Abgrenzungsfragen weniger als der Status Quo. 

2.3. Anpassung Status Quo: anteilmässige Projektfinanzierung Kantone 

2.3.1. Stossrichtung 

Der pauschale Kantonsbeitrag wird abgeschafft. Der Substanzerhalt wird neu vollstän-
dig durch den Bund finanziert. Bei Ausbauprojekten definiert und finanziert der Bund ein 
Standardangebot gestützt auf die Eingabe der Kantone im STEP-Prozess und der da-
von abgeleiteten Kostenschätzungen der Infrastrukturbetreiberinnen. Die Kantone tra-
gen die allfälligen Mehrkosten, die sich bei der Umsetzung aufgrund einer zu optimisti-
schen Initialplanung oder zusätzlich gewünschten Funktionalitäten ergeben.  

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Es ist keine Verfassungsänderung nötig. Anpassung Art. 57 EBG und ggf. weitere Arti-
kel sowie nachgelagerte Änderungen in der KPFV.  
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2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausgaben für den Ausbau beliefen sich im Jahr 2024 auf 0,9 Milliarden Franken. Es 
ist unklar, wieviel davon auf Mehrleistungen zurückzuführen sind. Im Rahmen der neut-
ralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 würde der bisherige Kantonsbeitrag von 
0,6 Milliarden Franken deshalb vollständig von den Kantonen zu Gunsten des Bundes 
verschoben.  

2.3.4. Bewertung 

Die Variante führt gegenüber dem Status Quo nur zu geringfügigen Änderungen in Be-
zug auf die Bewertungskriterien. Tendenziell wird die fiskalische Äquivalenz gestärkt 
und Fehlanreize werden abgebaut, wenn die Kantone bei Ausbauprojekten die Mehr-
kosten tragen müssen. Die Variante würde aber komplexe Umsetzungsfragen aufwer-
fen, etwa hinsichtlich der Abgrenzung zwischen Kantonen, die von einem Ausbauprojekt 
profitieren und solchen, die nicht profitieren. Zudem ist auch davon auszugehen, dass 
sich der Prozess aufgrund der Zunahme an benötigten Kreditbewilligungen bzw. politi-
schen Entscheiden verlängern würde. Dies dürfte sich negativ auf die Effizienz auswir-
ken. Die Variante überzeugt die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die heutige Finanzierungsverflechtung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der 
Bahninfrastruktur wird von der Arbeitsgruppe mit Blick auf die Anreizwirkung und die fis-
kalische Äquivalenz kritisch beurteilt. Die geprüften Entflechtungsvarianten «funktionale 
Trennung» und «anteilsmässige Projektfinanzierung durch Kantone» überzeugen die 
Arbeitsgruppe aufgrund diverser Abgrenzungs- und Umsetzungsschwierigkeiten aber 
nicht.  

Ein Teil der Arbeitsgruppe spricht sich für die Beibehaltung des Status Quo aus. Aus ei-
ner Entflechtungsperspektive sieht ein Teil der Arbeitsgruppe aber auch Potenzial für 
die Vertiefung der Variante «finanzielle Zentralisierung» (Abschaffung Kantonsbeitrag). 
Die finanzielle Zentralisierung würde bei der Aufgabenerfüllung und den Anreizwirkun-
gen zwar kaum Verbesserungen bringen, könnte aber als Ausgleichsmasse für die neut-
rale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 dienen. Die Arbeitsgruppe empfiehlt des-
halb, beide Optionen in einer zweiten Phase weiterzuverfolgen. 

 


